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TOP 10  Haushalterische Behandlung nicht verbrauchter Investiti-

onspauschalen im Finanzhaushalt 
  
___________________________________________________________________________ 
 
Anlagen: Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände v. 04.03.2015  
___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:   
___________________________________________________________________________ 
 
 
Begründung: 
 
Derzeit erfolgt die Überarbeitung der Gemeindehaushaltsverordnung Doppik zur Kommunal-
haushaltsverordnung (KomHVO). Darüber informieren wir auch unter dem TOP 11.  
 
Unter § 21 KomHVO-E wird als Änderung vorgeschlagen, dass die Kommune zur Sicherung 
der stetigen Zahlungsfähigkeit Liquiditätsreserven vorzuhalten hat. In den Anmerkungen zu 
diesem Änderungsvorschlag wird u. a. ausgeführt, dass es für die Haushaltswirtschaft wichtig 
sei, dass die Zuführung mindestens gleich der erhaltenen und nicht verwendeten Investitions-
pauschale sein muss. 
 
In unserer gemeinsamen Stellungnahme mit dem Landkreistag zum KomHVO-E, die als An-
lage beigefügt ist, hatten wir verdeutlicht, dass die Bildung von Liquiditätsreserven bei 
gleichzeitiger Inanspruchnahme von Liquiditätskrediten unzulässig sein dürfte. Diese Mittel 
werden bei gegenwärtiger kommunaler Kassenlage ganz überwiegend zur Finanzierung von 
Auszahlungen der laufenden Verwaltungstätigkeit verwendet, statt einen erhöhten Liquidi-
tätskredit in Anspruch zu nehmen. Auch beim Abbau der Verbindlichkeiten aus Liquiditäts-
krediten ist das Vorhalten einer Liquiditätsreserve nicht möglich.  
 
Sofern der Bildung einer entsprechenden Liquiditätsreserve, nicht nur buchhalterisch, sondern 
auch unter Vorhaltung entsprechender liquider Mittel, Vorrang vor der Finanzierung der lau-
fenden Haushaltsgeschäfte eingeräumt werden soll, wird das zu einem weiteren Anstieg der 
Liquiditätskredite führen, die nunmehr von Seiten des Landes limitiert werden, und zwar ob-
wohl dann Guthaben vorliegen.  
 
Ein weiterer Aspekt im Zusammenhang mit der Investitionspauschale ist die immer wieder an 
die Landesgeschäftsstelle herangetragene Kritik, dass sie - anders als zu kameralen Zeiten - 
nicht für Unterhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen eingesetzt werden kann. Hierzu hat 
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es in der Vergangenheit schon mehrfach Erörterungen, auch mit dem MI LSA, gegeben, in 
deren Folge die Entscheidung getroffen worden war, dass die Investitionspauschale aus-
schließlich investiv verwendet werden soll.  
 
Als Argument für den Einsatz der Investitionspauschale für Unterhaltungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen wird häufig vorgetragen, dass die Kommunen aufgrund der teilweise prekä-
ren Haushaltssituation ohnehin nicht in der Lage sind, erforderliche Eigenanteile zur Deckung 
von Investitionen aufzubringen. Das „Ansparen“ führe nicht zu einer Unterlegung mit Liqui-
dität, so dass sich eine Verbesserung der Situation tatsächlich nicht erreichen lasse. Der Ein-
satz der Investitionspauschale für dringend notwendige Unterhaltungs- und Instandsetzungs-
maßnahmen könne zu einer Reduzierung des sich hier ebenfalls ständig verstärkenden Unter-
haltungsstaus führen.  
 
Andererseits gibt es auch Kommunen die befürchten, würde man eine Ausweitung des Ein-
satzbereiches der Investitionspausale zulassen, dass noch mehr als jetzt Mittel für dringend 
notwendige Investitionen fehlen.  
 
 
Der Ausschuss wird um Aussprache gebeten.  
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